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Erich Fromm

Statt eines Vorworts

Die grundlegenden Errungenschaften der modernen Demokratie 
(1941)

Die Zukunft der Demokratie hängt von der Verwirklichung des Individu-
alismus ab, der seit der Renaissance das Ziel des modernen Denkens ist. 
Die kulturelle und politische Krise unserer Zeit liegt nicht daran, dass es 
zu viel Individualismus gibt, sondern dass das, was wir für Individualis-
mus halten, zu einer leeren Schale geworden ist. Der Sieg der Freiheit 
ist nur möglich, wenn die Demokratie sich zu einer Gesellschaftsform 
entwickelt, wo der einzelne Mensch mit seinem Wachstum und seinem 
Glück Ziel und Zweck der Kultur ist, wo das Leben keine Rechtfertigung 
durch Erfolg oder irgendetwas anderes braucht und wo der einzelne 
Mensch nicht von einer Macht außerhalb seiner selbst unterworfen oder 
manipuliert wird – sei es nun der Staat oder der Wirtschaftsapparat.

[…]

Wir können es uns nicht leisten, irgendwelche grundlegenden Errun-
genschaften der modernen Demokratie aufzugeben – weder die reprä-
sentative Regierungsform noch die Rechte, welche die »Bill of Rights« 
einem jeden Bürger garantiert. Und wir können auch nicht die neueren 
demokratischen Grundsätze aufs Spiel setzen, dass keiner mehr verhun-
gern darf, dass die Gesellschaft für alle ihre Mitglieder verantwortlich 
ist, dass niemand durch Einschüchterung dazu gebracht werden darf, 
sich unterzuordnen und aus Angst vor Arbeitslosigkeit und Hunger sei-
nen Stolz aufzugeben. Diese Grunderrungenschaften müssen nicht nur 
erhalten, sie müssen auch noch ausgebaut und erweitert werden.
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Aber wenn die Demokratie auch bis zu einem gewissen Grad – wenn 
auch keineswegs vollkommen – verwirklicht ist, so genügt das doch 
nicht. Fortschritte in der Demokratie sind erforderlich hinsichtlich der 
tatsächlichen Freiheit, Initiative und Spontaneität des einzelnen Men-
schen, und dies nicht nur in Bezug auf gewisse private und geistige Din-
ge, sondern vor allem in dem Bereich, der für das Leben eines jeden 
Menschen von fundamentaler Bedeutung ist: im Bereich seiner Arbeit.

[…]

Das einzige Kriterium für die Verwirklichung der Freiheit ist, ob der ein-
zelne Mensch aktiv sein Leben und das der Gesellschaft mitbestimmt 
oder nicht, und das nicht nur durch den formalen Akt der Wahl, sondern 
bei seiner täglichen Arbeit und in seinen Beziehungen zu den anderen. 
Wenn sich die moderne politische Demokratie auf die rein politische 
Sphäre beschränkt, so kann sie den Folgen der wirtschaftlichen Bedeu-
tungslosigkeit des Durchschnittsbürgers nicht entgegenwirken.

 […]

Noch niemals sind Worte mehr zum Vertuschen der Wahrheit miss-
braucht worden als heute. Der Betrug an den Verbündeten wird als Be-
schwichtigung bezeichnet, eine militärische Aggression wird als Vertei-
digung gegen einen Angriff getarnt, die Eroberung kleiner Völker läuft 
unter dem Namen eines Freundschaftspakts, und die brutale Unter-
drückung der gesamten Bevölkerung erfolgt im Namen des Nationalso-
zialismus. Die Worte »Demokratie«, »Freiheit« und »Individualismus« 
werden auf ähnliche Weise missbraucht. Es gibt eine Möglichkeit, den 
wahren Unterschied zwischen Demokratie und Faschismus zu definie-
ren. Die Demokratie ist ein System, das die wirtschaftlichen, politischen 
und kulturellen Voraussetzungen für die volle Entfaltung des einzelnen 
Menschen schafft. Der Faschismus ist ein System, das – seines Namens 
ungeachtet – den einzelnen äußeren Zwecken unterordnet und der Ent-
wicklung einer echten Individualität abträglich ist.

[…]
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Nur wenn der Mensch die Gesellschaft in den Griff bekommt, nur wenn 
er den Wirtschaftsapparat in den Dienst des menschlichen Glücks stellt, 
und nur wenn jeder Einzelne aktiv am gesellschaftlichen Prozess betei-
ligt wird, kann er seine Einsamkeit und das Gefühl der Ohnmacht über-
winden, das ihn heute zur Verzweiflung treibt. Heute leidet der Mensch 
nicht so sehr unter der Armut wie darunter, dass er zu einem Rädchen 
einer großen Maschine, zu einem Automaten wurde und dass sein Leben 
leer und sinnlos geworden ist. Der Sieg über autoritäre Systeme aller Art 
wird nur möglich sein, wenn die Demokratie nicht den Rückzug antritt, 
sondern die Offensive ergreift und das in die Wirklichkeit umsetzt, was 
alle jene im Sinn hatten, die in den vergangenen Jahrhunderten für die 
Freiheit gekämpft haben. Sie wird nur dann über die Kräfte des Nihilis-
mus triumphieren, wenn sie die Menschen mit dem stärksten Glauben 
erfüllen kann, zu dem der menschliche Geist fähig ist: mit dem Glauben 
an das Leben und an die Wahrheit und an die Freiheit als der aktiven 
und spontanen Verwirklichung des individuellen Selbst.





TEIL 1  

»ALLES KANN PASSIEREN«
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Jens-Christian Wagner

Demokratie und Menschenrechte verteidigen

 Plädoyer für eine engagierte Geschichtswissenschaft

»Wissenschaftler dürfen keine Aktivisten sein«, schrieb der Saarbrücker 
Soziologe Martin Schröder vor rund einem Jahr im Wochenmagazin Die 
Zeit.1 Noch deutlicher formulierte es Johannes Pennekamp, Leiter des 
Wirtschaftsressorts der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. »Aktivistische 
Wissenschaftler sind ein Greuel«, hieß es im Titel eines Beitrages in sei-
ner Zeitung vom Dezember 2020, in dem er Wissenschaftler:innen kri-
tisierte, die politische Forderungen zur Bekämpfung des Klimawandels 
öffentlich vertreten, wie etwa die Initiative »Scientists for Future«.2

Aktivismus – das ist ein Wort, das polarisiert, und das derzeit vor al-
lem in den USA in aller Munde ist, seit Donald Trump versucht, den 
Universitäten, denen er marxistischen Aktivismus vorwirft, politisch auf 
seine MAGA-Linie zu bringen. Neu ist der Begriff des Aktivismus indes 
nicht. Allerdings hat er in den vergangenen 150 Jahren mehrfache Be-
deutungswandel durchlebt. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
war der Begriff in Deutschland noch in der Philosophie beheimatet. Im 
Ersten Weltkrieg bezeichnete er Anhänger des sogenannten Auslands-
deutschtums und erweiterte sich bald als Beschreibung radikaler poli-

1   Martin Schröder, Wissenschaftler dürfen keine Aktivisten sein, in: Die Zeit 
13/2024, 22.3.2024 (https://www.zeit.de/2024/13/aktivismus-wissenschaft-
objektivitaet-forschung-soziologie, abgerufen am 31.8.2025).

2   Johannes Pennekamp, Aktivistische Wissenschaftler sind ein Greuel, in: FAZ, 
12.12.2020 (https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/aktivistische-wissenschaftler-
sind-ein-greuel-17097956.html, abgerufen am 31.8.2025).
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tischer Bewegungen.3 Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts bekam er eine 
eher positive Bedeutung und bezeichnete Personen, die sich emanzipa-
torisch für politische, soziale und gesellschaftliche Belange einsetzten. 
In den 1960er- und 1970er-Jahren erlebte der Begriff »activism« in den 
USA mit Blick auf die Bürgerrechtsbewegung und seine deutsche Ent-
sprechung ab den 1980er-Jahren mit Bezug auf die Neuen Sozialen Be-
wegungen eine Hochzeit. Aktivismus galt zumindest unter Progressiven 
als etwas Positives.

Die Gegenbewegung ließ nicht auf sich warten: Seit einigen Jahren kam 
es vor allem im konservativen Milieu zu einer Bedeutungsverschiebung. 
Vor allem das Adjektiv »aktivistisch« ist dort negativ besetzt und dient 
dazu, politisches oder gesellschaftliches Engagement von Wissenschaft-
ler:innen als sachfremd oder unwissenschaftlich zu diffamieren – siehe 
den eingangs zitierten Kommentar von Johannes Pennekamp. Dieser 
Diskurs prägt nicht nur die deutsche Debatte, sondern auch Diskussio-
nen etwa in den USA, und es betrifft nicht nur allgemein das politische 
Engagement von Wissenschaftler:innen, sondern auch ganz explizit die 
Geschichtswissenschaft. In den USA konnte man das 2022 beobachten, 
als James H. Sweet, Präsident der American Historical Association, in 
einer Kolumne den angeblich übermäßigen »Präsentismus« politisch 
engagierter Historiker:innen und die Überpolitisierung des Faches be-
klagte. Dabei hatte er vor allem Vertreter:innen linker Identitätspoli-
tik im Blick. Es entwickelte sich eine heftige Debatte, in deren Verlauf 
Sweet von Vertreter:innen der Postcolonial Studies vorgeworfen wurde, 
rassistisch argumentiert zu haben. Vom »white gaze« war die Rede.4

Solche Reaktionen wiederum lösten auf der konservativen Seite den 
Vorwurf der »Cancel Culture« aus, um die angebliche Einschränkung 
der Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit zu geißeln. So dauerte es in 
Deutschland nicht lange, bis sich nach der Gründung der Initiative 
»Scientists for Future« das »Netzwerk Wissenschaftsfreiheit« gründete, 

3   Vgl. auch im Folgenden Sven Reichardt, Aktivismus und Geschichtswissen-
schaft. Eine Einleitung, in: Geschichte und Gesellschaft 50 (2024), S. 8–32, 
hier S. 18 f.

4   Vgl. ebd., S. 8 ff.
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in dem sich vor allem rechtskonservative Wissenschaftler:innen zusam-
mengeschlossen haben, die der angeblichen Ideologisierung der Wis-
senschaft den Kampf angesagt haben. Ein besonderes Reizthema ist für 
die Gruppe das Gendern. Zudem versteht sich das Netzwerk als Anlauf-
stelle für Opfer der »Cancel Culture«. Der Begriff der »Cancel Culture« 
hat sich mittlerweile zum Kampfbegriff des rechtspopulistischen bis 
rechtsextremen Milieus entwickelt. Er soll dazu dienen, wissenschafts-
ferne, dezidiert politische und rechte kulturkämpferische Positionen als 
Wissenschaftsfreiheit zu legitimieren. Im Journalismus geht damit der 
Aufstieg sogenannter »Alternativer Medien« und die Ablehnung seriö-
ser Medien als »Lügenpresse« und »Mainstream« einher. Deutlich zeigt 
sich das etwa an der Kampagne gegen den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk, der von rechts außen, u. a. aus der AfD, als »zwangsfinanzierter 
Staatsfunk« bezeichnet wird.

Beispiele für die angebliche »Cancel Culture« sind kritische Positio-
nen zur Leugnung des Klimawandels oder auch zur Leugnung nonbi-
närer Geschlechter (man denke an die Debatten um die Vorlesung der 
Biologin Marie-Luise Vollbrecht an der HU Berlin). Auch die Verharm-
losung des Holocaust möchten die rechten Kulturkämpfer unter dem 
Vorwand der Wissenschafts- und Meinungsfreiheit legitimieren. »Mut 
zur Wahrheit« stand etwa auf Wahlplakaten, die die AfD Weimar im Sep-
tember 2021 illegal an Laternenmasten in der Gedenkstätte Buchenwald 
anbrachte. Als »Wahrheit« kann in diesem Zusammenhang nur das ge-
deutet werden, was der in der Gedenkstätte präsentierten Geschichts-
deutung widerspricht.

Der Verweis auf die vom »linksgrünen« Mainstream angeblich einge-
schränkte Wissenschaftsfreiheit dient dazu, dezidiert politische Posi-
tionen zu vertreten – nur eben nicht für progressiv-emanzipatorische 
Ideen, sondern für konservative, reaktionäre oder sogar rechtsextreme 
Ideologien. Den Vorwurf, selbst dezidiert politische Zwecke zu verfol-
gen, muss man allerdings dem Netzwerk Wissenschaftsfreiheit selbst 
machen, auch wenn es keinesfalls in toto in die rechtspopulistische oder 
gar extrem rechte Ecke gestellt werden kann. Dass es aber um dezidiert 
politische Ziele geht, zeigt einer der führenden Köpfe des Netzwerkes, 
der Historiker Andreas Rödder. Er ist seit 2005 Professor für Neueste 
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Geschichte an der Uni Mainz und war 2022/23 Leiter der Grundwer-
tekommission der CDU, die – maßgeblich von ihm beeinflusst – einen 
programmatischen Rechtsschwenk der Partei einleitete. Rödder gehört 
bis heute zu den Kräften in der CDU, die sich gegen die »Brandmauer« 
gegenüber der AfD einsetzen (deshalb musste er 2023 von seinem Pos-
ten als Leiter der Grundwertekommission zurücktreten).5

Der Vorwurf der Politisierung der Wissenschaft (er wurde etwa auch 
von Michael Wolffsohn vorgetragen, nachdem der Historikertag 2018 
eine Resolution gegen den Missbrauch der Geschichte verabschiedet 
hatte, die sich gegen die AfD richtete, auch wenn sie namentlich nicht 
genannt wurde6) mithin auch diejenigen betrifft, die ihn vorbringen. 
Entscheidend ist, dass Historiker:innen transparent und selbstkritisch 
damit umgehen. Wissenschaft ist immer zeitgebunden, und selbstver-
ständlich sind Wissenschaftler:innen immer geprägt von den aktuellen 
politischen, sozialen und gesellschaftlichen Bedingungen. Das Deu-
tungsmuster von Wissenschaftlern (und Ingenieuren) als unpolitische 
Fachmänner (heute müsste man die Frauen hinzufügen) hat Jürgen Ha-
bermas schon 1968 als ideologisch dekuvriert, auch wenn manche das 
heute noch nicht wahrhaben wollen.7 Wertfreie Wissenschaft gibt es 
nicht.

Die Frage, wie politisch die Geschichtswissenschaft sein darf oder 
sein muss, wird nicht erst jetzt gestellt. Am Ende des Ersten Weltkrie-
ges, in einer Zeit radikaler politischer Umbrüche, forderte der Urvater 
der modernen Geschichts- und Sozialwissenschaft, Max Weber, in sei-
nen Schriften »Wissenschaft als Beruf« (1917) und »Politik als Beruf« 

5   Rödder selbst behauptet, sein politisches Engagement habe mit seiner wissen-
schaftlichen Arbeit nichts zu tun, beides trenne er sorgfältig; vgl. Jannis Kolter-
mann, Wird Clio jetzt konservativ?, in: FAZ, 29.8.2025, S. 9.

6   Vgl. Sven-Felix Kellerhoff, Wie politisch darf ein Historikerverband sein?, in: 
Die Welt, 30.9.2018 (https://www.welt.de/kultur/article181717830/Historikertag-
vs-AfD-Wie-politisch-darf-ein-Historikerverband-sein.html, abgerufen am 
31.8.2025).

7   Jürgen Habermas, Technik und Wissenschaft als »Ideologie«, Frankfurt/Main 
1968.




